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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der GIS Gesellschaft für Immobilienservice mbH (AR Hagen HRB 

7430) 
 
 

Jahresabschluss 
Gemäß Beschluss vom 20.06.2018 hat die Gesellschafterin, 
Gesellschaft für Immobilien und aktive Vermögensnutzung der Stadt 
Hagen mbH, den Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2017 nach 
Ausschüttung in Höhe von EUR 0,00 und einer Bilanzsumme von EUR 
398.280,45 EUR beschlossen. 
Der Wirtschaftsprüfer Dr. Reiner Deussen hat am 29.03.2018 einen 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
Die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes, sowie 
das Ergebnis des Jahresabschlusses werden hiermit öffentlich 
bekanntgegeben. 
 

Hagen, 19.07.2018                       Volker Bald  (Geschäftsführer) 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 
 

Öffentliche Versteigerung von Fundsachen. 
Am Mittwoch, 05.09.2018, werden im Hofgebäude des Fachbereichs 
öffentliche Sicherheit, Verkehr, Bürgerdienste und Personenstands-
wesen, Böhmerstr. 1, 58095 Hagen, ab 14.00 Uhr die beim städtischen 
Fundbüro nicht abgeholten Fundsachen öffentlich versteigert.  
Zur Versteigerung kommen u.a. Fahrräder, Schirme, Uhren, Schmuck, 
Kleidungsgegenstände, Taschen, etc. 
Gem. § 980 des BGB in der derzeit. geltenden Fassung, werden die 
Empfangsberechtigten zur Anmeldung ihrer Rechte an der Fundsache 
aufgefordert, diese bis zum 30.08.2018 beim Fachbereich öffentliche 
Sicherheit, Verkehr, Bürgerdienste und Personenstandswesen im 
Fundbüro, Rathausstr. 11, 58095 Hagen, Zi. B. 001, montags von 8.00 
bis 12.00 Uhr, dienstags von 8.00 bis 17.00 Uhr und donnerstags von 
8.00 bis 12.00 Uhr, geltend zu machen. 
Eine Aufstellung der beim Fundbüro zur Versteigerung kommenden 
Fundsachen hängt an den Bekanntmachungstafeln, in den 
Bezirksverwaltungstellen Boele, Hohenlimburg, Haspe sowie im 
Zentralen Bürgeramt aus. 
 

Hagen, 25.07.2018                 i.V. Christoph Gerbersmann 
                                             (Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer) 
 

 
ÖFFENTLICHE  AUSSCHREIBUNG 

des Fachbereichs Gebäudewirtschaft der Stadt Hagen 
 

Dachdeckerarbeiten im Bestand - Realschule Hohenlimburg, Im 
Kley 32, 580019 Hagen. 
 

Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
Baustelleneinrichtung, Abbrucharbeiten Dachflächen Bestand, 
Sicherung der Durchdringungen (Lüftung/ Entwässerung etc.); 
Einbringen einer neuen Balkenlage als Holzkonstruktion inkl. Schallung 
für die notwendige Luftzirkulation der Dachkonstruktion, Erstellen 
Dachabdichtung inkl. Trennlage. Anschluss der Bestand 
Leitungsführungen. Prüfung der durchgeführten Arbeiten nach 
Fertigstellung der Sanierungsarbeiten.  
 

Die Arbeiten sind voraussichtlich in der Zeit vom 17.09.2018 bis 
26.10.2018 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 31.08.2018 ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Die Nachweise werden vor einer evtl. Auftragserteilung angefordert. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
Als Sicherheit für Mängelansprüche werden 3% der Abrechnungs-
summe einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen eine 
Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstituts oder Kreditversicherers stellen. 
Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 

http://www.vergabe.metropoleruhr.de  
heruntergeladen werden. 
Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin bei der Vergabestelle 
Bauprojekte eingehen. 
Eröffnungstermin: 

Dienstag 14.08.2018 um 10:30 Uhr 
(Rathausstraße 11, 58095 Hagen, Vergabestelle Bauprojekt, Zimmer B. 433) 

 

Zugelassen sind nur Bieter und ihre Bevollmächtigten. 
 

Zahlungen erfolgen gem. § 16 VOB/B und den Vertragsbedingungen 
der Stadt Hagen. 
 

Nachprüfungsstelle: Vergabekammer bei der Bezirksregierung Münster, 
Albrecht-Thaer-Str.9, 48147 Münster. 
 

Hagen, 20.07.2018                          Die Fachbereichsleitung     
              

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3/16 (671) -Sondergebiet 
Revelstraße / Ophauser Straße- Verfahren nach § 13 a BauGB 
hier: 
a) Beschluss über die geringfügige Veränderung des Plangebietes 
b) Beschluss über die Anregungen und Bedenken aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 
c) Beschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB (Satzungsbeschluss) 
d) Beschluss über die Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Hagen 
 

Die Lage und der Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind aus dem 
folgenden Kartenausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 05.07.2018 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

http://www.hagen.de/
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a) Der Rat der Stadt Hagen beschließt die geringfügige Veränderung 
des Plangebietes für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
3/16 (671) -Sondergebiet Revelstraße / Ophauser Straße- Verfahren 
nach § 13 a BauGB. 

b) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der 
öffentlichen und der privaten Belange, die im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange vorgebrachten Anregungen zurück bzw. entspricht ihnen im 
Sinne der nachfolgenden Stellungnahmen der Verwaltung gemäß § 1 
Abs. 7 BauGB. 

c) Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal 
ausgehängten Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 3/16 (671) -
Sondergebiet Revelstraße / Ophauser Straße- Verfahren nach § 13 a 
BauGB als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB. Dem Bebauungsplan 
ist die Begründung aus April 2018 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB 
beigefügt, die als Anlage Gegenstand der Niederschrift wird. 

d) Der Rat der Stadt Hagen beschließt den Flächennutzungsplan der 
Stadt Hagen im Wege der Berichtigung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 
Halbsatz 3 BauGB an den Bebauungsplan an-zupassen. 

 

Geltungsbereich: 
Das Plangebiet liegt an der Ophauser Straße / Revelstraße und 
beinhaltet die Flurstücke Gemarkung Vorhalle, Flur 5, Flurstücke 43, 
44, 290, 294, 295, 422, 424 und 425. Das Plangebiet schließt kleine 
Teilbereiche im Randbereich der Flurstücke Gemarkung Vorhalle, Flur 
5, Flurstück 423 und 310 mit ein sowie Teilbereiche der öffentlichen 
Verkehrsfläche der Gemarkung Vorhalle, Flur 6, Flurstück 565 und 
Gemarkung Vorhalle, Flur 4, Flurstück 661. 
In dem im Sitzungssaal ausgehängten Lageplan ist das oben 
beschriebene Plangebiet eindeutig dargestellt. Der Bebauungsplan ist 
Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Mit dem nächsten und letzten Verfahrensschritt, der öffentlichen 
Bekanntmachung, wird das Bebauungsplanverfahren abgeschlossen. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 3/16 (671) - Sondergebiet Revelstraße / Ophauser 
Straße - wird hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
a)eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c)der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d)der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Rechtsgrundlagen: 
§ 13 a und § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634)  in Verbindung mit 
§§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 966) 
 

Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung 
eines Bebauungsplanes.  
 

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-spruchs dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
 

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzbuches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungs-
planes und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn  
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der 

Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden 
sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des 
Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 
5 Satz 2, nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung mit 
§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 b, nach § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 
Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn 
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 

oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 Satz 1 

nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt 
worden ist und die Begründung für die Annahme des 
Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 Satz 1 der Inhalt der 
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das 
Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetprotal des 
Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde 
oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 b, die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach 
diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und 
der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist, abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die 
Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit 
der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in 
wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse 
dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen 

Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 
bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen 
Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei 
die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 

http://www.hagen.de/
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Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 
dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2a BauGB. 
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13 a, 
auch in Verbindung mit § 13 b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend 
zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (aufgehoben) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13 a Abs. 3 ist für die 

Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, 

auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 
gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie 
entsprechend den Vorgaben von § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist 
unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlicher 
Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13 a Abs. 1 Satz 4 
nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar 
ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben 
nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein 
für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht 
werden, im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, 
wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss 
gewesen sind. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Stadt Hagen (Fachbereich 
Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung) Rathaus I, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Nr. 3/16 (671) -Sondergebiet Revelstraße / Ophauser Straße- als 
Satzung in Kraft. 
 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan Nr. 3/16 (671)  -Sondergebiet Revelstraße / Ophauser 
Straße- und die Begründung aus April 2018 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB 
ab sofort beim Amt für Geoinformation und Liegenschaftskataster der 
Stadt Ha-gen, Rathaus II, Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer A 
113 dauernd während der Dienst-stunden zur Einsichtnahme bereit. 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 

 
 
 
 
 
 

Darüber hinaus können die Planunterlagen im Internet auf der Seite der 
Stadt Hagen unter https://www.hagen.de / Stadtpläne / Planen und 
Bauen eingesehen werden. 
 

Hagen, 24.07.2018                i.V. Christoph Gerbersmann 
                                             (Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer) 
 

 
 
Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 

(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 
                                                                                               

Abendverpflegung Männerasyl 

Typ: VOL/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 30.07.2018 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXPSYYCYSES 

 

Ausleihmedien für die Stadtbücherei der Stadt Hagen 

Typ: VOL/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 10.08.2018 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXPSYYCYSES 

 

First-Responder-Fahrzeug Typ Pickup 

Typ: VOL/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 13.08.2018 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXPSYYCYSES 

 

Dachsanierung UBK Realschule Hohenlimburg 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 14.08.2018 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXPSYYCYSES 

 
 

http://www.hagen.de/
http://www.vergabe.metropoleruhr.de/
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